Mehr Schutz für Gewerkschafter

2000 Demonstrierende solidarisierten sich mit den Streikenden im Neuenburger Spital La Providence.
Die Entlassung der Streikenden von La Providence macht klar: Die Schweiz braucht endlich einen Kündigungsschutz.
So hätte es Antoine Hubert wohl gerne gehabt. Der Besitzer der Privatspitalgruppe Genolier verkündete am 15. Februar: „Der Arbeitskampf ist beendet.“ Soeben hatte Genolier das Neuenburger Spital La Providence übernommen. Einen Tag später strafen ihn über 2000 Demonstrantinnen und Demonstranten Lügen. Allen voran 22 Genolier-Angestellte, die seit 83 Tagen streiken. Sie wehren sich gegen die Übernahme, also gegen tiefere Löhne und schlechtere Arbeitsbedingungen.
Missbräuchlich gekündigt.
Die Gewerkschaften VPOD und Syna hatten die Demo organisiert, die Unia unterstützt sie. Der neue Spitalbesitzer Hubert glaubte, der Streik sei zu Ende, weil das Krankenhaus noch vor der Übergabe alle Streikenden fristlos entlassen hatte. Seine Logik: Wer keine Arbeit mehr hat, kann auch nicht streiken.
Doch Hubert irrte. An der Demo nahmen auch Angestellte von La Providence teil, die nicht streiken. „Das wärmt einem das Herz“, zitierte die Zeitung „L’Express“ eine streikende Dialyseichwester. Und die für Neuenburger Verhältnisse enorm grosse Demonstration richtete sich vor allem gegen die missbräuchlichen Entlassungen und die Missachtung des von der Verfassung garantierten Streikrechts. Die Demonstranten forderten einen besseren Kündigungsschutz bei gewerkschaftlicher Tätigkeit.
Rüge von der Uno.
Auf Antrag des Gewerkschaftsbundes hat die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) der Uno die Schweiz mehrmals gerügt. Denn ein Kündigungsschutz für gewerkschaftliche Aktivisten und Vertrauensleute ist hierzulande kaum vorhanden. Insbesondere können Entlassene selbst bei missbräuchlicher Kündigung nicht auf Wiedereinstellung klagen. Vertrauensleute sind nicht einmal vor Kündigungen aus wirtschaftlichen Gründen geschützt. In den letzten Jahren häuften sich die offen gewerkschaftsfeindlichen Kündigungen. 
Zum Beispiel der ehemalige „Tages-Anzeiger“-Journalist Daniel Suter. Ihm wurde gekündigt, während er als Präsident der Personalkommission über eine geplante Massenkündigung verhandelte. Mit der Gewerkschaft Syndicom klagte er bis vor Bundesgericht. Dieses fand, Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitnehmenden seien bei Massenkündigungen nicht speziell geschützt. Dabei verfolgen mehrere ILO-Abkommen, die auch die Schweiz unterzeichnet hat, genau diesen Zweck.
Doch nun signalisiert der Bundesrat wieder Verhandlungsbereitschaft in Sachen Kündigungsschutz.  Vor zwei Jahren hatte er eine geplante Änderung des Obligationenrechts noch auf Eis gelegt, nachdem Bürgerliche und Arbeitgeber dagegen Sturm gelaufen waren. Die Gewerkschaften wollen den Fall La Providence vor die ILO bringen.
Sogar vor das Stimmvolk könnten diese missbräuchlichen Entlassungen kommen: Der Unia-Kongress hat im letzten Dezember beschlossen, die Lancierung einer entsprechenden Volksinitiative zu prüfen. Inzwischen hat ein Ausschuss die Arbeit aufgenommen.
Hans Freuler.
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